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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Rita Grießhaber, Dr. Angelika Köster- Loßack, 
Dr. Helmut Lippelt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/3054 - 


Kein Import von Kinderspielzeug aus chinesischen Arbeitslagern 


A. Problem 

Wirksame Verhinderung von Importen von Spielzeug aus China, 
das in Arbeitslagern hergestellt wird. 


B. Lösung 

Annahme des Antrages in der Fassung des Änderungsantrages 
der Abgeordneten Erich G. Fritz, Hermann Gröhe und der Frak- 
tion der CDU/CSU, des Abgeordneten Siegmar Mosdorf und der 
Fraktion der SPD, der Abgeordneten Rita Grießhaber und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Abgeordneten 
Jürgen Türk und der Fraktion der FD.P. vom 6. März 1996. 

Einvernehmlichkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/3054 - in folgender Fassung anzu- 
nehmen: 

„Verhinderung von Spielzeugimporten aus chinesischen Straf- 
lagern 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

- zu prüfen, inwieweit die Erklärungen chinesischer Dissidenten 
zutreffen, die VR China exportiere entgegen offizieller Darstel- 
lungen Spielzeug, das in Arbeitslagern produziert worden ist, 
auch in die Bundesrepublik Deutschland; 

- den zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundestages zu 
berichten, wie konsequent die Selbstverpflichtungsvorgaben 
des europäischen Dachverbandes der Spielwarenhersteller, der 
,Toy Manufacturers of Europe' (TME), von den europäischen 
und deutschen Importeuren eingehalten werden und in welcher 
Form ihre Einhaltung überprüft wird bzw. überhaupt überprüf- 
bar ist. Der Bericht soll auch die Arbeit des Komitees darstellen, 
das von diesem Dachverband gegründet worden ist, um die 
Arbeits- und Produktionsbedingungen vor Ort zu überprüfen; 

- bei verifizierbaren Verstößen gegen die Selbstverpflichtung in 
der Europäischen Union Schritte zur Unterbindung von Spiel- 
zeugimporten aus chinesischen Arbeitslagern zu ergreifen. " 


Bonn, den 19. Juni 1996 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Erich G. Fritz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Erich G. Fritz 


I. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/3054 - wurde in der 74. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 30. November 1995 an 
den Ausschuß für Wirtschaft zur federführenden Be- 
ratung sowie zur Mitberatung an den Auswärtigen 
Ausschuß und den Ausschuß für die Angelegenhei- 
ten der Europäischen Union überwiesen. 


IL 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Antrag in seiner 
Sitzung am 24. April 1996 beraten und einstimmig 
empfohlen, den Antrag in der vom Unterausschuß für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe erarbeiteten 
interfraktionellen Fassung anzunehmen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat die Vorlage in seiner 30. Sitzung am 
17. April 1996 beraten und einvernehmlich die An- 
nahme in der Fassung des interfraktionellen Ände- 
rungsantrages empfohlen. 


IIL 

Über den Antrag soll die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, ein Importverbot für Kinderspielzeug zu 
regeln, das in chinesischen Arbeitslagern hergestellt 
wurde. Ferner soll sie sich im Rahmen der Europäi- 
schen Union für ein solides Importverbot aller Mit- 
gliedstaaten einsetzen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
36. Sitzung am 19. Juni 1996 beraten und einstimmig 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfeh- 
len, den Antrag in der folgenden Fassung des von 
den Fraktionen CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und F.D.P. im Ausschuß eingebrachten Ände- 
rungsantrages anzunehmen: 

Antrag der Abgeordneten Erich G. Fritz, Hermann 
Gröhe und der Fraktion der CDU/CSU, des Abge- 
ordneten Siegmar Mosdorf und der Fraktion der 
SPD, der Abgeordneten Rita Grießhaber und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und des Abge- 
ordneten Jürgen Türk und der Fraktion der F.D.P. 

„Verhinderung von Spielzeugimporten aus chinesi- 
schen Straflagern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, 

- zu prüfen, inwieweit die Erklärungen chinesischer 
Dissidenten zutreffen, die VR China exportiere 
entgegen offizieller Darstellungen Spielzeug, das 
in Arbeitslagern produziert worden ist, auch in die 
Bundesrepublik Deutschland; 

- den zuständigen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages zu berichten, wie konsequent die 
Selbstverpflichtungsvorgaben des europäischen 
Dachverbandes der Spielwarenhersteller, der ,Toy 
Manufacturers of Europe' (TME), von den euro- 
päischen und deutschen Importeuren eingehalten 
werden und in welcher Form ihre Einhaltung 
überprüft wird bzw. überhaupt überprüfbar ist. 
Der Bericht soll auch die Arbeit des Komitees dar- 
stellen, das von diesem Dachverband gegründet 
worden ist, um die Arbeits- und Produktionsbedin- 
gungen vor Ort zu überprüfen; 

- bei verifizierbaren Verstößen gegen die Selbstver- 
pflichtung in der Europäischen Union Schritte zur 
Unterbindung von Spielzeugimporten aus chinesi- 
schen Arbeitslagern zu ergreifen. 

Begründung 

Von chinesischen Dissidenten wird der Vorwurf erho- 
ben, der deutsche Handel importiere Spielzeug, das 
in chinesischen Arbeitslagern von Inhaftierten unter 
menschenunwürdigen Bedingungen produziert wird. 

Die EU-Verordnung 3281/94 problematisiert den Im- 
port von Waren, die in Strafanstalten hergestellt wer- 
den und droht für solche Fälle gegenüber Ländern 
wie China die Rücknahme von Zollpräferenzen an. 
Deshalb ist es bei Zwangsarbeit aufgrund von Will- 
kürurteilen und ohne rechtsstaatlichen Schutz der In- 
haftierten unter menschenrechtswidrigen Bedingun- 
gen unerläßlich, daß nationale wie europäische 
Anstrengungen unternommen werden, die wirksam 
Importe aus Straflagern unmöghch machen, wie dies 
der deutsche Spiel Warenhandel im übrigen auch 
wünscht. 

Der Ausschuß beschloß weiterhin einstimmig, den 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/3054 - für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. Juni 1996 


Erich G. Fritz 

Berichterstatter 
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